Aktenzeichen:

Modéellprojekt ,, Arché&ologie und Ehrenamt*

am Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege

Dieses Modellprojekt in der Bayerischen Landesarchadol ogie versteht sich als Erganzung zur
amtlichen Landesarchéologie. Die gemeinschaftliche Initiative der Gesellschaft fir Archéolo-
giein Bayern eV., des Landesvereins fur Heimatpflege in Bayern e.V. und des Bayerischen
Landesamtes fur Denkmal pflege ist zunéchst auf eine Dauer von zwei Jahren angelegt.

Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung

Projektname:

1. Antragsteller

Antragsberechtigt sind ehrenamtlich in der Bayerischen Landesarchéol ogie tétige Einzel per-

sonen, Institutionen, Gruppen und Vereine.

O Verein (eV.) O Arbeitskreis O Privatperson O Sonstige I nstitution

Name Funktion des Antragsstellers

Anschrift: Stral3e | Haus Nr. | PLZ | Ort

Ansprechpartner Telefon

e-mail | FAX

Reg.-Bezirk | Landkreis | Zusténdige Dienststelle des Bayerischen Landesamtes fir Denkmal pflege



2. Projekt | MalRihahme

Gefordert werden Vorhaben einer Dauer von bis zu 12 Monaten. Es besteht ausfihrliche Be-
richtspflicht. Uber MaRnahmen von bis zu einer Hohe von 1000 Euro kénnen die Projektwis-
senschaftler entscheiden. Liegen Antrage in grofderem Umfang und grof3erer Zahl vor, ent-
scheidet ein Beirat der beteiligten Institutionen.

Forderfahig sind insbesondere: Aus- und Weiterbildungsmal3nahmen; Inventarisation und ggf.
wissenschaftliche Erschlief3ung, unter Umstanden Restaurierungsarbeiten von Altbesténden
und Sammlungen; Inventarisation von Altbestanden und Neuzugéngen in 6ffentlichen Samm-
lungen; gezielte Begehungsprogramme sowie unter gewissen Umstanden Grabungen,
Naturwissenschaftliche Untersuchungen; Pflegemal3nahmen an Bodendenkméalern;
Rekonstruktionen; Experimentelle Archaologie; Publikationen; Ausstellungen, Prasentatio-
nen, Exkursionen, Vortrage; Projekte an Schulen bzw. mit Kindern und Jugendlichen,
Schaffung und Pflege von Netzwerken; Mitarbeitertreffen; Mitgliederwerbung.

Sparte fUr Projektmittel (bitte ankreuzen)

O | Schulung Ubungen, Seminare, Vortrage, usw.

O | Lehrgrabung Maschinenstunden, Material zuschiisse, usw.

O | Inventarisation A Altbestande, Altsammlungen, Museums-Software, USw.

O | Inventarisation N Neuzugange, Museums-Software, usw.

] Naturwissenschaftliche Bodenanalysen, Metalluntersuchungen, * C-Datierung, Archéobotanik,
Untersuchung Archéozoologie, Dendrochronologie, usw.

OO0 | Restaurierung Werkvertrage, Materialien, usw.

O | Feldprojekte Dokumentation, Fundbergung, Vermessung, Laserscan, Prospektion, usw.

O | Material | Aufwandser satz Projektbezogener Aufwandsersatz (in Ausnahmefallen)

O | Publikationen Verdffentlichungen, Wissenschaftliche Aufarbeitung, usw.

O | Ausstellung | Prasentation Informationstafeln, Filhrungen, Ausstellungsmaterialien, usw.

O | Archaologieund Schule Museumspadagogische Projekte mit Kindern, Rekonstruktionen, usw.

O | Sonstiges




Kurze Beschreibung der Mal3nahme:

Anlass | Zielsetzung | Durchfiihrung | Dauer

Gof. ausfuhrliche Projektdarstellung auf gesondertem Belblatt




3. Gesamtkosten / Finanzier ungsplan

Bel der Finanzierung der Mal3nahme ist ein angemessener Eigenanteil zu erbringen. Der For-
dersatz richtet sich nach Bedeutung und Dringlichkeit sowie der Anzahl der eingegangenen
Antrage und den zur Verfligung stehenden Mitteln.

3a Gesamtkosten der MalRnahme (It. anliegender K ostenschétzung) €

3b Finanzierungsplan € € (geprdift)

Eigenbeteiligung:

Eigenmittel (Barmittel)

Eigenleistung (Wert in €, 10 €/h)

Sachwerte (Wert in €)

Sonstige Mittel:

Gemeinde

Landkreis

Bezirk

Sonstige (bitte vollstandig angeben)

Beantragte Zuwendung:

Summe:

4. Bankverbindung

Geldinstitut Konto Nr. Bankleitzahl



5. Erklarung

Der Antragsteller bestétigt die Richtigkeit der Angaben. Er ist sich bewusst, dass kein An-
spruch auf Foérderung seines Vorhabens besteht

Der Antragsteller erkléart weiterhin, dass er kein privates Eigentum im Zusammenhang mit der
Malinahme erwirbt bzw. dass er die geforderten privaten Objekte an eine 6ffentliche Samm-
lung oder den Freistaat Bayern laut beiliegender Erklarung Gbereignet.

Er erklart sich auf3erdem mit der 6ffentlichen Nutzung der im Rahmen der Mal3nahme gewon-

nenen Informationen, inshesondere auch im Rahmen der Arbeit des BLfD, einverstanden.

Der Antragsteller verpflichtet sich binnen 4 Wochen nach Abschluss der Mal3nahme einen

Bericht einschliefdlich Verwendungsnachweis der Mittel zu liefern.

Ort | Datum Unterschrift:



Adresse
An
Fundeigentumsabtretungser klarung
Maldnahme:
Maldnahmetrager: .
Grundeigentimer:

Hiermit erklare(n) ich / wir, Frau / Herr [ Firma
Miteigentumsanteile an den wahrend der Durchfihrung der vorbeschriebenen archéol ogi-
schen Mal3nahmen geborgenen Schétzeni. S. v. 8 984 BGB an den Freistaat Bayern Uberge-
hen. Der Eigentumstibergang erfolgt uno actu, sobald der / die Grundei gentimer bzw. der

Malinahmetréger selbst oder durch die Téatigkeit der beauftragten Grabungsfirmaim Zug der

archaol ogischen Mal3nahme nach Ziffer 1. den Besitz daran erlangt.

Ort, Datum Unterschrift
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Allgemeine Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur Projektforderung

(ANBest-P)

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des Art. 36 des
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie notwendige Erlauterungen. Die Nebenbestim-
mungen sind als Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, soweit dort nicht ausdricklich
etwas Anderes bestimmt ist.

Inhaltsibersicht:

RN R 0N~

1.2

1.3

1.4

1.4.1

1.4.2

Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Nachtragliche ErmaRigung der Ausgaben oder Anderung der Finanzierung
Vergabe von Auftragen

Zur Erfillung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstande
Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfangers

Nachweis der Verwendung

Prifung der Verwendung

Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Die Zuwendung darf nur zur Erfullung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks ver-
wendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden Einnahmen (insbesondere Zuwen-
dungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfangers sind als De-
ckungsmittel fur alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden Ausgaben einzuset-
zen. Der Finanzierungsplan (aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zu-
sammenhangenden Ausgaben mit einer Ubersicht tber die beabsichtigte Finanzierung) ist
hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelansatze dirfen um bis zu 20 v.H.
Uberschritten werden, soweit die Uberschreitung durch entsprechende Einsparungen bei an-
deren Einzelansatzen der zuwendungsfahigen Ausgaben ausgeglichen werden kann. Beruht
die Uberschreitung eines Einzelansatzes auf behordlichen Bedingungen oder Auflagen, ins-
besondere im Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses
des Finanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zuléssig. Im Ubrigen sind Uber-
schreitungen zulassig, wenn sie der Zuwendungsempfanger voll aus eigenen Mitteln tragt. Die
Satze 2 bis 4 finden bei Festbetragsfinanzierung keine Anwendung.

Durfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sachliche Verwaltungsausgaben
geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers Uberwiegend
aus Zuwendungen der offentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfanger seine
Beschaftigten nicht besserstellen als vergleichbare Staatsbedienstete; héhere Entgelte als
nach dem TV-L sowie sonstige iber- und auRertarifliche Leistungen dirfen nicht gewahrt wer-
den.

Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von
zwei Monaten nach der Auszahlung fur fallige Zahlungen bendétigt wird. Die Anforderung jedes
Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Im
Ubrigen darf die Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen werden:

bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung1 jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer
Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungs-
empfangers,

bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zu-
wendungsempfangers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch meh-
rere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwen-
dungen der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden.

' Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt.

1
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1.5

1.6

2.2

3.1

3.2

3.3

34

3.5

3.6

3.7

Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung durfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder
bewirkt werden, soweit dies allgemein Ublich oder durch besondere Umstande gerechtfertigt
ist.

Die Bewilligungsbehérde behalt sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung fir die Zu-
kunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

Nachtrigliche ErmiBigung der Ausgaben oder Anderung der Finanzierung

ErmaRigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwen-
dungsfahigen Ausgaben, erhéhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel
hinzu, so ermaRigt sich die Zuwendung

bei Anteilfinanzierung2 anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und
den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfangers,

bei Fehlbedarfsﬁnanzierung2 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe
Zuwendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen
Land geférdert, wird Nr. 2.1.1 sinngemal angewendet.

Nr. 2.1 gilt (ausgenommen bei wiederkehrender Férderung desselben Zuwendungszwecks)
nur, wenn sich die zuwendungsfahigen Ausgaben oder die Deckungsmittel insgesamt um
mehr als 500 € andern.

Vergabe von Auftragen

Bei der Vergabe von Auftragen zur Erflllung des Zuwendungszwecks sind folgende Vorschrif-
ten zu beachten:

Bei der Vergabe von Auftragen fir Bauleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung fir Bau-
leistungen Teil A (VOB/A) Abschnitt 13,

Bei der Vergabe von Auftragen flur Lieferungen und Leistungen die Verdingungsordnung fur
Leistungen Teil A (VOL/A) Abschnitt 14,

Weitergehende Bestimmungen, die den Zuwendungsempfanger zur Anwendung von Verga-
bevorschriften verpflichten (z.B. die §§ 98 ff. GWB i.V.m. der Vergabeverordnung in ihrer je-
weils geltenden Fassung und den Abschnitten 2, 3 und 4 der VOB/A bzw. VOL/A) bleiben un-
berihrt.

Die Richtlinien fiir die Bertcksichtigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe o&ffentlicher
Auftrage — Spataussiedler, Werkstatten fur Behinderte und Blindenwerkstatten, Verfolgte —
(Bevorzugten-Richtlinien) in der jeweils geltenden Fassung®.

Die Mittelstandsrichtlinien Offentliches Auftragswesen der Staatsregierung in der jeweils gel-
tenden Fassung®.

Die Umw7eltrichtlinien Offentliches Auftragswesen der Staatsregierung in der jeweils geltenden
Fassung'.

Die Nrn. 3.1, 3.2, 3.4 bis 3.6 finden keine Anwendung, wenn die Zuwendung oder bei Finan-
zierung durch mehrere Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung weniger als 25 000 € be-
tragt, es sei denn, der Zuwendungsempfanger ist aus anderen Grinden verpflichtet, die Ver-
gabebestimmungen zu beachten. Wird die Zuwendung als zweckgebundenes (zinsverbilligtes)
Darlehen gewahrt, kann dabei vom umgerechneten Zuschusswert ausgegangen werden.

Zur Erfullung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstande

Gegenstande, die zur Erfullung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden,
sind fir den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfaltig zu behandeln. Der Zuwendungs-

Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt
Bekanntmachung der Neufassung der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen (VOB) Teil A - Ausgabe 2006 - vom 20. Marz 2006

(Bundesanzeiger Nr. 94a vom 18. Mai 2006).

Bekanntmachung der Neufassung der Verdingungsordnung fiir Leistungen (VOL) - Ausgabe 2006 - vom 6. April 2006 (Beilage Nr. 100a zum

Bundesanzeiger vom 30. Mai 2006, Berichtigung vom 7. Juni 2006, Bundesanzeiger Nr. 109 vom 13. Juni 2006).
° Derzeit gelten die Richtlinien vom 30. November 1993 (StAnz Nr. 48, AlIMBI S. 1308), geandert durch Bekanntmachung der Bayerischen
Staatsregierung vom 13. September 1994 (StAnz Nr. 37, AlIMBI S. 767) und vom 6. November 2001 (StAnz Nr. 46, AlIMBI S. 666).

Derzeit gelten die Richtlinien vom 4. Dezember 1984 (StAnz Nr. 49), gedndert durch Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung vom

19. April 1994 (StAnz Nr. 16, AlIMBI S. 331) und vom 6. November 2001 (StAnz Nr. 46, AlIMBI S. 666).
" Derzeit gelten die Richtlinien vom 4. Juni 1991 (StAnz Nr. 23, AlIMBI S. 423, ber. S. 447), geandert durch Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums fir Wirtschaft, Verkehr und Technologie vom 24. April 2002 (StAnz Nr. 17, AlIMBI S. 282).
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empfanger darf Gber sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bin-
dung nicht anderweitig verfiigen.

Der Zuwendungsempfanger hat ganz oder Uberwiegend zu Lasten nicht riickzahlbarer Zu-
wendungen beschaffte Gegenstande, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 410 € (ohne
Umsatzsteuer) Ubersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Grinden der Staat Ei-
gentimer ist oder wird, sind die Gegenstande in dem Inventar besonders zu kennzeichnen.

Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfiangers

Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet, unverziglich der Bewilligungsbehérde anzuzei-
gen, wenn

er nach Vorlage des Finanzierungsplans — auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises —
weitere Zuwendungen fir denselben Zweck bei anderen o6ffentlichen Stellen beantragt oder
von ihnen erhalt oder wenn er — ggf. weitere — Mittel von Dritten erhalt,

der Verwendungszweck oder sonstige fiir die Bewilligung der Zuwendung mafgebliche Um-
stande sich andern oder wegfallen,

sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht
zu erreichen ist,

die abgerufenen oder ausgezahlten Betrage nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszah-
lung verbraucht werden kénnen,

zu inventarisierende Gegenstande innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend
dem Zuwendungszweck oder nicht mehr benétigt werden,

ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eréffnet wird.
Nachweis der Verwendung

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfullung des Zuwen-
dungszwecks, spatestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum fol-
genden Monats, der Bewilligungsbehérde nachzuweisen (Verwendungsnachweis, Verwen-
dungsbestatigung, VV Nr. 10.2, 10.3).

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmafRigen Nach-
weis.

In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Ein-
zelnen darzustellen.

In dem zahlenmaRigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und
voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Der
Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden Einnahmen (Zuwen-
dungen, Leistungen Diritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. Aus dem Nachweis mus-
sen Tag, Empfanger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein.
Soweit der Zuwendungsempfanger die Moglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Um-
satzsteuergesetzes hat, dirfen nur die Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) beriicksichtigt
werden.

Mit dem Nachweis sind die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) tber die Einzel-
zahlungen und die Vertrage Uber die Vergabe von Auftragen vorzulegen.

Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser aus dem Sachbe-
richt und einem zahlenmafRligen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen und
Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch zusammenzu-
stellen sind.

Die Belege missen die im Geschaftsverkehr Ublichen Angaben und Anlagen enthalten, die
Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfanger, Grund und Tag der Zahlung, den
Zahlungsbeweis und bei Gegenstanden den Verwendungszweck. Aullerdem mussen die Be-
lege ein eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z.B. Projektnummer) enthalten. Das
gilt entsprechend fir den Nachweis von Eigenleistungen. Im Verwendungsnachweis ist zu
bestatigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren
worden ist und die Angaben mit den Blichern und gegebenenfalls den Belegen Ubereinstim-
men.
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Sofern im Zuwendungsbescheid zugelassen, genigt eine Verwendungsbestatigung mit dem
in Muster 4a zu Art. 44 BayHO vorgegebenen Inhalt ohne Vorlage von Belegen.

Der Zuwendungsempfanger hat die in Nr. 6.1.4 genannten Belege und Vertrage — auch im
Falle der Verwendungsbestatigung —, alle sonst mit der Férderung zusammenhangenden Un-
terlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) sowie im Falle des Nachweises bzw. der Bestatigung der Ver-
wendung auf elektronischem Wege eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises bzw. der
Verwendungsbestatigung funf Jahre nach ihrer Vorlage aufzubewahren, sofern nicht nach
steuerlichen oder anderen Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur
Aufbewahrung kénnen auch Bild- oder Datentrager verwendet werden. Das Aufnahme- und
Wiedergabeverfahren muss den Grundsatzen ordnungsgemafer Buchfiihrung oder einer in
der offentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.

Darf der Zuwendungsempfanger zur Erfullung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiter-
leiten, sind die von den empfangenden Stellen ihm gegeniber zu erbringenden Verwendungs-
und Zwischennachweise bzw. -bestdtigungen dem Verwendungs- oder Zwischennachweis
nach Nr. 6.1 bzw. der Verwendungsbestatigung nach Nr. 6.2 beizufiigen.

Priifung der Verwendung

Die Bewilligungsbehorde ist berechtigt, Blicher, Belege und sonstige Geschéaftsunterlagen
anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch o6rtliche Erhebungen zu prifen oder
durch Beauftragte prifen zu lassen. Der Zuwendungsempfanger hat die erforderlichen Unter-
lagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskiinfte zu erteilen. In den Fallen der Nr. 6.4 sind
diese Rechte der Bewilligungsbehdrde auch dem Dritten gegenlber auszubedingen.

Unterhalt der Zuwendungsempfanger eine eigene Prifungseinrichtung, ist von dieser der
Verwendungsnachweis vorher zu priifen und die Prifung unter Angabe ihres Ergebnisses zu
bescheinigen.

Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfangern zu prifen (Art. 91
BayHO).

Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfah-
rensrecht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung fur die
Vergangenheit zurickgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam geworden ist.

Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn
die Zuwendung durch unrichtige oder unvollstdndige Angaben erwirkt worden ist,
die Zuwendung nicht oder nicht mehr fir den vorgesehenen Zweck verwendet wird,

eine aufldsende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachtrégliche ErméRigung der Ausgaben oder
Anderung der Finanzierung nach Nr. 2).

Ein Widerruf mit Wirkung fir die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwen-
dungsempfanger

die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfiillung des Zuwendungszwecks verwen-
det oder

Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfillt, insbesondere den vorge-
schriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5)
nicht rechtzeitig nachkommt.

Der Erstattungsanspruch ist mit 6 v.H. fir das Jahr nach MaRgabe des Art. 49a Abs. 3
BayVwVfG zu verzinsen.

Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfillung des Zuwendungs-
zwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurickgenommen oder widerru-
fen, so kdnnen fir die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung
ebenfalls Zinsen in Hohe von 6 v.H. fir das Jahr verlangt werden. Entsprechendes gilt, soweit
eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig ein-
zusetzen sind (Art. 49a Abs. 4 Satz 2 BayVwV{G).
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	1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten nicht besserstellen als vergleichbare Staatsbedienstete; höhere Entgelte als nach dem TV-L sowie sonstige über- und außertarifliche Leistungen dürfen nicht gewährt werden.
	1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Im Übrigen darf die Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen werden:
	1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden.

	1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.
	1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

	2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung
	2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwendungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung
	2.1.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung2 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zuwendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen Land gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet.

	2.2 Nr. 2.1 gilt (ausgenommen bei wiederkehrender Förderung desselben Zuwendungszwecks) nur, wenn sich die zuwendungsfähigen Ausgaben oder die Deckungsmittel insgesamt um mehr als 500 € ändern.

	3. Vergabe von Aufträgen
	3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A (VOB/A) Abschnitt 1.
	3.2 Bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen die Verdingungsordnung für Leistungen Teil A (VOL/A) Abschnitt 1.
	3.3 Weitergehende Bestimmungen, die den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten (z.B. die §§ 98 ff. GWB i.V.m. der Vergabeverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung und den Abschnitten 2, 3 und 4 der VOB/A bzw. VOL/A) bleiben unberührt.
	3.4 Die Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe öffentlicher Aufträge – Spätaussiedler, Werkstätten für Behinderte und Blindenwerkstätten, Verfolgte – (Bevorzugten-Richtlinien) in der jeweils geltenden Fassung.
	3.5 Die Mittelstandsrichtlinien Öffentliches Auftragswesen der Staatsregierung in der jeweils geltenden Fassung.
	3.6 Die Umweltrichtlinien Öffentliches Auftragswesen der Staatsregierung in der jeweils geltenden Fassung.
	3.7 Die Nrn. 3.1, 3.2, 3.4 bis 3.6 finden keine Anwendung, wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung weniger als 25 000 € beträgt, es sei denn, der Zuwendungsempfänger ist aus anderen Gründen verpflichtet, die Vergabebestimmungen zu beachten. Wird die Zuwendung als zweckgebundenes (zinsverbilligtes) Darlehen gewährt, kann dabei vom umgerechneten Zuschusswert ausgegangen werden.

	4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände
	4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht anderweitig verfügen.
	4.2 Der Zuwendungsempfänger hat ganz oder überwiegend zu Lasten nicht rückzahlbarer Zuwendungen beschaffte Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 410 € (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen der Staat Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen.

	5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
	5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält,
	5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,
	5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,
	5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können,
	5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck oder nicht mehr benötigt werden,
	5.6 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird.

	6. Nachweis der Verwendung
	6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats, der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnachweis, Verwendungsbestätigung, VV Nr. 10.2, 10.3).
	6.1.1 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis.
	6.1.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen.
	6.1.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. Aus dem Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden.
	6.1.4 Mit dem Nachweis sind die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen.
	6.1.5 Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser aus dem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch zusammenzustellen sind.
	6.1.6 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die Belege ein eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z.B. Projektnummer) enthalten. Das gilt entsprechend für den Nachweis von Eigenleistungen. Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und gegebenenfalls den Belegen übereinstimmen.

	6.2 Sofern im Zuwendungsbescheid zugelassen, genügt eine Verwendungsbestätigung mit dem in Muster 4a zu Art. 44 BayHO vorgegebenen Inhalt ohne Vorlage von Belegen.
	6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.1.4 genannten Belege und Verträge – auch im Falle der Verwendungsbestätigung –, alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) sowie im Falle des Nachweises bzw. der Bestätigung der Verwendung auf elektronischem Wege eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungsbestätigung fünf Jahre nach ihrer Vorlage aufzubewahren, sofern nicht nach steuerlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung können auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung oder einer in der öffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.
	6.4 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise bzw. -bestätigungen dem Verwendungs- oder Zwischennachweis nach Nr. 6.1 bzw. der Verwendungsbestätigung nach Nr. 6.2 beizufügen.

	7. Prüfung der Verwendung
	7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der Nr. 6.4 sind diese Rechte der Bewilligungsbehörde auch dem Dritten gegenüber auszubedingen.
	7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.
	7.3 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen (Art. 91 BayHO).

	8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
	8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam geworden ist.
	8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn
	8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,
	8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird,
	8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2).

	8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwendungsempfänger
	8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet oder
	8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

	8.4 Der Erstattungsanspruch ist mit 6 v.H. für das Jahr nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen.
	8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von 6 v.H. für das Jahr verlangt werden. Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind (Art. 49a Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG).



